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Spekulanten verschärfen die 
Wohnungssituation

Immer mehr Mietshäuser werden in Ei-
gentumswohnungen umgewandelt. In 
Milieuschutzgebieten können die Mieter 
bei Interesse ihre Wohnung erwerben. In 
den vergangenen fünf Jahren nahmen nur 
0,26 Prozent die Kaufoption an. Warum, 
berichtet Rainer Scholz.

Ein unrühmlicher und kaum 
beachteter Tag vor 70 Jahren

Damals wurden in der BRD verschiedene 
Organisationen als verfassungsfeindlich 
eingestuft, um sie einige Jahre später zu 
verbieten. Sie standen der Wiederbewaff-
nung Westdeutschlands und dem Eintritt 
der BRD in die NATO im Wege. Ellen Brom-
bacher kommentiert.

Unterstützung für Familien in 
Zeiten der Pandemie

Das Familienförderzentrum „Panke-Haus“ 
berät Menschen in Konfliktsituationen. 
Gerade in Zeiten von Corona wird dieses 
Angebot verstärkt nachgefragt. Die The-
rapeutin Janka Pfaff berichtet über ihre 
Erfahrungen. Matthias Herold war mit ihr 
im Gespräch.
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Eine starke LINKE für einen lebenswerten und 
solidarischen Bezirk 
Wie soll unser Bezirk in den kommenden fünf Jahren gestaltet werden? 

Corona bestimmt derzeit das Leben 
in unserem Land. Es gibt starke Ein-

schränkungen auf allen Gebieten. Auch als 
Partei müssen wir uns mit diesen Bedin-
gungen arrangieren. Es ist nicht leicht, 
neue Wege zu finden, um handlungsfähig 
zu bleiben. Gerade in Krisenzeiten kommt 
es darauf an, Antworten und Lösungs-
vorschläge auf die derzeitige Lage und 
die Auswirkungen der Krise aus linker 
Sicht zu geben.

Wir müssen unter diesen Bedingungen 
auch drei Wahlen vorbereiten. Neben der 
Bundestagswahl finden dieses Jahr im Sep-
tember die Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
und zur Bezirksverordnetenversammlung 
statt. Unsere Wahlvorbereitungen laufen – 
die Diskussion um inhaltliche Schwerpunkte, 
die Auswahl geeigneter Kandidat:innen und 
die Vorbereitung des Wahlkampfes. Unsere 
Partei arbeitet auf allen Ebenen – auch wir 

hier in Mitte. Als Bezirksverband konzentrie-
ren wir uns auf die Kommunalwahlen. Dem-
entsprechend sitzen wir momentan an un-
serem Wahlprogramm und stellen uns viele 
Fragen. 

Wie wollen wir unseren Bezirk in den 
kommenden fünf Jahren gestalten? Wo gibt 
es Probleme in unserem Bezirk, in unseren 
Kiezen? Welche Schwerpunkte wollen und 
können wir in der BVV umsetzen?  Was ist 
den Bürger:innen in Mitte besonders wichtig, 
wo können wir helfen? Welche Fehler dürfen 
wir nicht wiederholen?

Den Grundstein haben wir dafür bereits 
gelegt. Auf 18 Seiten stehen unsere Herzens-
angelegenheiten für Mitte, Tiergarten, Wed-
ding und Gesundbrunnen. 

Hier geht es um die Themen Wohnen, Kli-
ma und Verkehr, unsere Bildungs- und Kul-
tureinrichtungen, Gesundheit, Sport, Bürger-
beteiligung und Demokratie.   

Die Wohnungssituation stellte schon vor 
Corona das zentrale Problem in unserem 
Bezirk dar. Wer seine Wohnung verliert, hat 

Thilo Urchs und Martha Kleedörfer

Bezirksverband Mitte
Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin
Tel.: 030 / 240 09-336
Mo. bis Mi. 9–16.30 Uhr      und Do. bis 19 Uhr

Deutsche Wohnen & Co. enteignen
Das Kiezteam Wedding trifft sich alle zwei Wochen mittwochs. Die nächsten Treffen sind am 
17. Februar und 3. März um 18.30 Uhr! Kontakt über: kiezteam_wedding@dwenteignen.de 

Das Kiezteam Mitte trifft sich alle zwei Wochen montags. Die nächsten Treffen sind am  
15. Februar und am 1. März um 19.00 Uhr! Kontakt über: kiezteam_mitte@dwenteignen.de 

Fortsetzung auf Seite 3   
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Aus der BVV

Blick aus dem Amt

Kinder und Jugendliche brauchen gute Räume!
Die Sanierung der Sport- und Musik-

räume des Jugendclubs „Putte“ in der 
Biesentaler Straße ist abgeschlossen.

Kinder und Jugendliche brauchen gute 
Räume! Was zunächst wie eine abgenutz-
te Floskel klingt, ist in einem der ältesten 
Jugendclubs unserer Stadt handlungsleiten-
de Maxime geworden. Die „Putte“, die im 
Jahr 1972 aus einer selbstorganisierten Ju-
gendinitiative entstanden ist, gehört zu den 
wichtigsten Institutionen im Wedding. Un-
zählige Weddinger Jugendliche haben hier 
in den letzten Jahrzehnten Sport gemacht, 
ihre Freizeit verbracht oder einfach ein of-
fenes Ohr zum Quatschen gefunden. Aus 
den Jugendlichen sind Erwachsene gewor-
den, die heute wiederum mit ihren Kindern 

die Einrichtung besuchen. Dass auch die 
stabilste Institution mal eine Renovierung 
braucht, konnte Jede*r sehen, der*die den 
Sport- und Musikkeller der „Putte“ in den 
letzten Monaten besucht hat. Der schlech-
te bauliche Zustand des Kellers war nicht 
zu übersehen und hat den Fortbestand des 
Gesamtgebäudes gefährdet.

Umso glücklicher bin ich, dass den 
Jugendlichen aus dem Wedding nun ihre 
Räumlichkeiten zurückgegeben werden 
können. Es ist durch intensive Anstren-
gungen des Jugendamtes gelungen, aus 
einem feuchten Keller helle freundliche 
Räume, die zu sportlicher Begegnung ein-
laden, zu machen. Auch ein Probenraum 
wird - wenn es die aktuelle Pandemielage 

wieder zulässt – für junge aufstrebende 
Weddinger Bands offenstehen. So konnte 
ich bei meinem Besuch in der „Putte“ fast 
schon die Zukunftsmusik der Jugendlichen, 
die hier wieder Sport machen und sich mu-
sikalisch ausdrucken können, spielen hören.

Kinder und Jugendliche brauchen gute 
Räume, um sich entfalten zu können. 

Unsere Aufgabe muss es bleiben, uns 
für den Fortbestand dieser wichtigen Orte 
einzusetzen. Wer mehr über die 49 Jugend-
clubs in Mitte erfahren möchte, findet hier: 
www.berlin.de/ba-mitte/jugendclubs 
eine Übersicht. 

Ramona Reiser,  
Stadträtin für Jugend,  

Familie und Bürgerdienste

DIE LINKE Berlin-Mitte empfiehlt „Stimmen auf Knopfdruck“ 
für das Rathaus der Zukunft
Stimmen auf Knopfdruck verschafft Bürger:innen Gehör – im wahrsten Sinne des Wortes.
Auf dem Areal des Modellprojektes Haus der Statistik soll ein neues „Rathaus der 
Zukunft“ für den Bezirk Mitte entstehen – und alle können mitmachen. Im Auftrag der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen und des Bezirksamtes Mitte von 
Berlin hat die HUMBOLDT VIADRINA Governance Platform gGmbH das kreative und 
innovative Beteiligungsverfahren „Stimmen auf Knopfdruck“ entwickelt, das konse-
quent auf die Vorteile digitaler Partizipation setzt. Bis zum 12. März 2021 können Sie 
hier einfach per Sprachnachricht Ihre Stimme für die Gestaltung des neuen Rathauses 
Berlin-Mitte abgeben.

Wie es funktioniert, wird hier erklärt: 

www.stimmenaufknopfdruck.de

Schnellste BVV aller Zeiten
A m 15. Januar tagte die schnellste 

Bezirksverordnetenversamm -
lung (BVV) von Berlin-Mitte in einem 
Rekordtempo. Weniger als acht Minuten 
dauerte es vom Beginn bis zum Ende der 
Sitzung. 

Und das nicht, weil es zu einem Ab-
bruch kam, sondern weil es sich um eine 
Sondersitzung der BVV handelte. Sie fand 
im Foyer des Rathauses Berlin-Mitte in der 
Karl-Marx-Allee statt. Es waren circa 30 Ver-
ordnete anwesend, weil die Versammlung 
wieder im Pairing-Verfahren stattfand. Das 
heißt, die Fraktionen haben proportional 

weniger Verordnete geschickt, um das An-
steckungsrisiko zu minimieren. Um in der 
sich immer weiter verschärfenden Corona- 
krise handlungsfähig zu bleiben, wurde diese 
kurze Versammlung einberufen, um die Ge-
schäftsordnung der BVV ändern zu können. 
Mit diesen Änderungen wird es der BVV Mitte 
ermöglicht, ihre Tagungen jetzt auch online 
durchzuführen. 

Diese Änderungen konnten erst im Januar 
geschehen, weil erst im Abgeordnetenhaus 
die Gesetze für die Durchführungen von BVV-
en geändert werden mussten. Das ist nun 
erfolgt, so dass die BVV Mitte sich jetzt eine 

neue Geschäftsordnung geben konnte, die 
pandemiegerecht ist.

Die erste Online-BVV von Berlin-Mitte 
fand am 28. Januar nach Redaktionsschluss 
statt, und wir werden dann natürlich berich-
ten, wie diese abgelaufen ist. Bereits jetzt 
laufen schon alle Ausschusssitzungen per 
Videokonferenz, und es wurden damit gute 
Erfahrungen gesammelt. 

Die BVV von Berlin-Mitte ist fortschrittlich 
in das Jahr 2021 gestartet. 

Andreas Böttger 
Fraktionsgeschäftsführer DIE LINKE.  

in der BVV von Berlin-Mitte
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Rechtsextremismus mit neuer Qualität?

Wir alle haben noch die Bilder im 
Kopf, die sich am 29. August 2020 

in Berlin abspielten. Eine Vielzahl von 
Verschwörungsideolog:innen, Antise-
mit:innen und Corona-Leugner:innen 
durchbrachen die Absperrungen vor dem 
Reichstagsgebäude, um auf die Treppen 
zu gelangen. Zurückgehalten wurden sie 
von gerade mal drei Polizisten. Die Bilder, 
auf denen nicht wenige Demonstrierende 
Reichsflaggen schwenkten, gingen an 
diesem Abend um die Welt. 

Fünf Monate später gibt es neue Bilder, 
die den Aufschwung der Antidemokrat:innen 
noch einmal auf ein höheres Level heben. 
Alt-Right, QAnon und Trump-Apologet:in-
nen stürmen in das Capitol in Washing-
ton – bewaffnet. Die Bilder gleichen einem 
Ausverkauf im Demokratiekaufhaus. Diese 
beiden Ereignisse sind schwer miteinander 
vergleichbar, ist doch schon aus historischer 
Perspektive die Wirkungsmacht der beiden 
Vorfälle unterschiedlich. Doch eines haben 
sie gemeinsam: Sie zeigen, welche Qualität 
rechte Ideologien, Verschwörungsmythen 
und antidemokratische Einstellungen er-
reicht haben. 

Nicht nur aufgrund der vergangenen zehn 
Monate, die wir in einer globalen Pandemie 
verbracht haben, ist deutlich geworden: 
Rechtsextremismus hat eine neue Ausprä-
gung bekommen. Online brechen sich Het-
ze und Hass Bahn, vor allem junge Frauen, 
Menschen mit Migrationsgeschichte oder 
mit jüdischem Glauben werden beleidigt und 
bedroht. Antisemitische Ideologien sickern 
weiter in die Mitte der Gesellschaft ein, wie 
man es etwa am Tragen von Davidsternen 

mit der Aufschrift „ungeimpft“ auf den so-
genannten Corona-Protesten beobachten 
kann. Es hat sich eine Täter-Opfer-Umkehr 

manifestiert, die nicht nur zu einer Verro-
hung von Sprache geführt hat, sondern 
auch zu einer Mobilisierung, die weit über 
die rechte Szene hinaus geht. Und immer 
öfter werden aus Worten Taten. 

Eins darf dabei nicht vergessen werden: 
Menschen wie Donald Trump und Parteien 
wie die AfD haben diese Entwicklung in den 
letzten Jahren vorangetrieben. Durch sie 
wird gezielt die Frage der Schuld gesucht 
und Komplexität reduziert. Geheime Eliten 
seien für Corona verantwortlich, gehei-
me Eliten versuchten den amerikanischen 
Staatsapparat zu stürzen und die Medien 
verbreiteten Unwahrheiten, um die Bevöl-
kerung hinters Licht zu führen und um ver-
meintliche Fakten zu verschleiern. 

Unsere Aufgabe ist umso mehr: Wir müs-
sen uns mit den Ideologien auseinander-
setzen, dessen sich diese Menschen be-
dienen. Es darf keine Verhandlungsmasse 
geben mit Corona-Verschwörungsschwurb-
ler:innen, Querdenker:innen oder radikalen 
Antisemit:innen. Der Rechtsextremismus, 
den wir erleben, ist nicht neu. Doch mit 
Angriffen auf die Herzkammern der Demo-
kratie, die Parlamente, zeigt er eine neue 
Qualität. Er ist salonfähig, weil Menschen, 
die eigentlich keiner extrem rechten Ideo-
logie anhängen, mit Rechtsextremen de-
monstrieren und sich so mit diesen gemein 
machen. Die klare Grenzziehung durch die 
demokratische Gesellschaft ist deshalb 
mehr denn je nötig.
Anne Helm, Vorsitzende der Linksfraktion 

und Niklas Schrader, Innenpolitischer 
Sprecher der Linksfraktion im Berliner 

Abgeordnetenhaus

kaum eine Chance, etwas Vergleichbares in 
seinem Kiez zu finden. Auch durch die finan-
ziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie 
wird sich die Lage für viele Bewohner:innen in 
Mitte weiter verschärfen. Mit der Umsetzung 
des Mietendeckels, der Einführung weiterer 
Milieuschutzgebiete, der Verhinderung der 
Zweckentfremdung von Wohnraum und der 
Stärkung von kommunalen Wohnungsbauge-
sellschaften und Genossenschaften wollen 
wir dieser Entwicklung entgegenwirken.  

Wir wollen mehr und sichere Rad- und 
Fußwege, mehr Kitaplätze, mehr Platz zum 
Leben, Spielen und Lernen. Wir setzen uns 

ein für bessere Schulen und Jugendfreizeit- 
einrichtungen, für mehr Bürgerbeteiligung, 
eine unkomplizierte und schnelle Verwaltung 
und gute Arbeitsbedingungen im Bezirk.   

Der Bez irksvorstand hat gemein -
sam mit der Fraktion in der Bezirksver- 
ordnetenversammlung den Entwurf des 
Kommunalwahlprogrammes erarbeitet. 
Dieser ist unter www.dielinke-berlin- 
mitte.de/wahlen/2021/kommunalwahlpro-
gramm-berlin-mitte/  zu finden. Er kann 
auch in der Geschäftsstelle unter 24009204 
oder 01773497322 bestellt werden. Wir wol-
len in den nächsten Wochen in unserem 

Bezirksverband über den Entwurf diskutie-
ren. Diese Zeit soll auch genutzt werden, 
sich mit der Stadtgesellschaft darüber aus-
zutauschen. Wir möchten erfahren: Was ist 
für Sie, für Ihren Verein oder Ihre Organisa-
tion, für Ihre Bewegung wichtig? Wie kön-
nen wir Sie und euch politisch unterstützen, 
welche Projekte sollte DIE LINKE. im Bezirk 
angehen? Wir freuen uns über Anregungen 
und Ideen – gerne per E-Mail an mitte@
dielinke.berlin oder postalisch an DIE LINKE. 
Berlin-Mitte, Kleine Alexanderstraße 28 in 
10178 Berlin.

Martha Kleedörfer und Thilo Urchs

Fortsetzung von Seite 1:  Wie soll unser Bezirk in den kommenden fünf Jahren gestaltet werden?

Anne Helm

Niklas Schrader
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Alptraum Umwandlung mitten 
in der „Mieterstadt Berlin“
AKELIUS teilt jetzt Mietshäuser in großem Stil auf

Die Aufteilung der Wohnungen für die 
Einrichtung von Eigentumswohnungen 

erhöht massiv den Verdrängungs-Druck. 
Denn nur in den seltensten Fällen können 
die Mieter in Milieuschutzgebieten, in 
denen Vorkauf möglich ist, die von ihnen 
bewohnten Wohnungen selbst kaufen, 
sagt die Mieter*innenvernetzung dazu. 
Denn sie sind viel zu teuer.

Zurzeit wird von Immobilienkonzernen 
eine flächendeckende Aufteilung von Miets- 
häusern durch sogenannte Abgeschlossen-
heitsbescheinigungen vorgenommen. Das 
ist die Voraussetzung für die Umwandlung 
in Eigentumswohnungen.

Im Jahre 2015 wurde zwar eine „Umwand-
lungsverordnung“ durchgesetzt, die vorsieht, 
dass die Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen in Milieuschutzgebieten 
genehmigungspflichtig ist.  Diese wird dort 
jedoch weiterhin erlaubt, wenn der Eigen-
tümer die Wohnung sieben Jahre lang den 
Mietern zum Kauf anbietet.

„De facto wurden bei den knapp 23.000  
Umwandlungen, die von März 2015 bis Juni 
2020 genehmigt wurden, aber gerade einmal 
0,26 Prozent an die tatsächlichen Mieterin-
nen und Mieter verkauft“, sagte Stadtent-
wicklungssenator Scheel (DIE LINKE), „hier 
brauchen wir endlich wirksame bundesrecht-
liche Regelungen“.

Wenn 99% der Anträge wegen des Ver-
kaufsangebots an die Wohnungs-Mieter*innen 

genehmigt werden, der Verkauf aber nur zu 
0,2% stattfindet, muss doch irgendwann die 
Sinnlosigkeit und sozialpolitische Zumutung 
der entsprechenden Bestimmung im § 172 
Baugesetzbuch auffallen. Die Erlaubnis für 
Umwandlungen in Milieuschutzgebieten 
muss endlich wegfallen.

Denn Immobilienkonzerne wie AKELIUS 
oder Heimstaden rüsten bereits zu weite-

ren Wohnungs-Aufteilungen, während die 
Große Koalition auf dem „Wohngipfel“ vor 
zwei Jahren genau das Gegenteil versprochen 
hatte. Die Wohnungskonzerne kümmert’s 
nicht,  sie machen die Aufteilerei sogar zum 
Geschäftsmodell  -  ein Alptraum für nicht 
wenige Mieter in der Innenstadt.

AKELIUS seinerseits bietet in Berlin Ei-
gentum jetzt für über 10.000 Euro pro Qua- 
dratmeter an. Auch in Mitte will der Konzern 
verkaufen: In der  Swinemünder Straße 5,  
zwischen Arkona- und Zionskirchplatz ge-
legen, werden knapp 70 Quadratmeter für  
580 000 Euro angeboten – etwas über 8300 
Euro pro Quadratmeter.

»Wer bei AKELIUS-Angeboten von 10 000 
Euro pro Quadratmeter noch immer glaubt, 
die Umwandlung von Mietwohnungen in Ei-
gentumswohnungen sei eine Lösung für die 
Wohnungskrise, ist schlichtweg Lobbyist, un-
verantwortlich und realitätsfern«, kommen-
tierte die AKELIUS-Mieter*innenvernetzung 
die Verkaufsangebote auf Twitter.

Rainer Scholz

AKELIUS-Mieterschnäppchen: Swinemünder Straße 5: 70 m2 für 580.000

Bei anderen gelesen

	➤ Kritik der „wirtschaftlichen 
Vernunft“

Wir benötigen heute eine Kritik der „wirt-
schaftlichen Vernunft“ mit ihrer Fixierung auf 
den Markt als oberste Instanz sowie auf das 
Wirtschaftswachstum. Wegen dieser Fixierung 
siegen in der Politik immer wieder die Lobby 
der Wirtschaftsmächte und das ,Weiter so‘ ge-
gen das Soziale und die Erhaltung der Lebens-
grundlagen. Diese Politik hat auch zu öffentli-
cher Armut und horrendem privaten Reichtum 
geführt. Er übersteigt in Deutschland die nicht 
geringe Staatsverschuldung um mehr als das 
Zwanzigfache und ist sehr ungleich verteilt.

„Der Spiegel Nr. 53  

	➤ Verbot von Atomwaffen tritt  
in Kraft

Der UN-Vertrag untersagt Besitz, Entwick-
lung und Stationierung von Atomwaffen. Alle 
Atommächte und sämtliche NATO-Staaten 
lehnen ihn jedoch ab, auch Deutschland. Auf 
dem Fliegerhorst im rheinland-pfälzischen Bü-
chel lagern Atombomben der USA…  Mehr als 
80 Länder sind seitdem dem Vertrag beige-
treten. Solange es Atomwaffen gibt, wird die 
NATO ein Atombündnis bleiben, so die Allianz 
im Dezember. Die Bundesregierung hält den 
Vertrag für konterproduktiv, weil sich daraus 
eine nachrangige Verhandlung bestehender 
Vereinbarungen ergibt, das zu einer Fragmen-
tierung und realen Schwächung internationaler 
Abrüstungsbemühungen im nuklearen Bereich 
führen kann.

„ZEIT ONLINE“, 22.01.2021

	➤ Von Angst getrieben – das ist 
Wahnsinn

Das Ergebnis des Treffens der Mitgliedstaaten 
der EU, um das Vorgehen gegen Corona zu 
koordinieren, ist eine Politik der Angst. Ihre 
eigentliche Aufgabe, für Impfstoff zu sorgen, 
verschläft die EU weiterhin. Die Probleme 
bei der Impfstoff-Logistik verhindern einen 
schnelleren Fortschritt beim Bekämpfen der 
Corona-Pandemie. Es gibt keine Konsequenzen 
aus dem Versagen.

„Cicero“, Januar – Lesermeinung

	➤ 100 Jahre Groß-Berlin 
Berlin beging im vergangenen Jahr ein beson-
deres Jubiläum. Die Gründung von Groß-Berlin 
am 1.Oktober 1920 ist eines der bedeutends-
ten Ereignisse in der Geschichte Berlins durch 
die politische, gesellschaftliche, wirtschaftli-
che und kulturelle Entwicklung der Stadt bis 
in die Gegenwart. Über Nacht wurde Berlin 
zu einer Welt-Metropole und zur drittgrößten 
Stadt der Welt nach London und New York.

„Der Freitag“, Januar 
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Menschen in Mitte 

Janka Pfaff berät im Panke-Haus 
bei Fragen rund um die Familie  

„Gerade jetzt, in diesen schwierigen Zeiten 
der Corona-Pandemie, ist die Sehnsucht 
der Menschen nach Kontakt und Aus-
tausch besonders groß“, gehört zu den 
jüngsten Erfahrungen von Janka Pfaff. 

„Besonders die Kinder leiden unter den 
Einschränkungen, ihre Eltern müssen 
vielen Erwartungen seitens ihrer Arbeit, 
der Schule und der Familie gleichzeitig 
gerecht werden“.

Die Familienberatung des Familienför-
derzentrums „Panke-Haus“ in der Soldiner 
Straße 76 nimmt sich seit 2018 der Sorgen, 
Nöte und Fragen der Menschen an, schenkt 
ihnen Zeit für Gespräche. Und das, wenn 
gewünscht, auch anonym über Internet on-
line-beratung-mitte.de. Janka Pfaff ist die 
Koordinatorin und die direkte Gesprächspart-
nerin und Beraterin. „Ich habe das Gefühl, 
dass es mehr Menschen gibt, die einen per-
sönlichen Kontakt schätzen“, hebt die 34-jäh-
rige Paar- und Familientherapeutin hervor. 

„Häufig öffnet man sich ja auch erst, wenn 
man eine vertrauensvolle Beziehung aufge-
baut hat“. Zirka drei bis vier Mal in der Woche 
empfängt sie Ratsuchende. Einige kommen 
regelmäßig über ein Jahr, andere brauchen 
nur wenige Sitzungen oder werden an andere 
Beratungseinrichtungen weitervermittelt. Mit 
welchen Angelegenheiten kommt man zum 
Panke-Haus?

„Am meisten geht es um Konflikte zwi-
schen Eltern oder Partnern, die Kindererzie-
hung ist häufig der Grund. Dabei versuche 
ich, immer die Kinder mit im Fokus zu halten. 
Probleme entstehen nach einer Trennung, 
wenn dabei die Bedürfnisse der Kinder nicht 
berücksichtigt werden. Egal, welche Themen 
auftauchen, ich versuche immer die Men-
schen auf ihrem individuellen Lösungsweg zu 
begleiten, unterstütze mit Fragen und Anre-
gungen. Auf den Weg müssen sich die Ratsu-
chenden am Ende selber machen“. Menschen, 
die persönlich zum Gespräch kommen möch-
ten, machen mit Janka Pfaff telefonisch einen 
Termin. Die anonyme Beratung läuft online. 

„Ich mag es mit Menschen zu arbeiten und 
nicht nur hinter einem Bildschirm zu sitzen“, 
betont die Mutter eines Mädchens. „Ich kann 
bei Ängsten und Sorgen etwas zum Guten 
verändern. Dieses Gefühl ist sehr erfüllend“. 
Schon als Kind hat sich die gebürtige Rei-
nickendorferin für soziale Beziehungen der 
Menschen in ihrer Umgebung interessiert. 

Seit ihrer Ausbildung zur Erzieherin, Sozi-
alarbeiterin, Körperpsychotherapeutin und 
Systemischen Familientherapeutin ist sie 
eine begehrte Ansprechpartnerin für Mütter, 
Väter und Paare vor allem aus Berlin-Mitte. 

Ihre Arbeit bereichert die vielfältigen Bil-
dungs-, Beratungs- und Spielangebote des 
Panke-Hauses, betrieben vom Jugendhilfe-
träger casablanca gGmbH, finanziert vom 
Jugendamt des Stadtbezirks. Erreichbar ist 
Janka Pfaff per Mail: jpfaff@g-casablanca.de 
oder telefonisch 221 9436-224.

Matthias Herold

Janka Pfaff

Kurznachrichten

	➤ Denkmalpreis für Förderverein 
Invalidenfriedhof

Der Förderverein des Invalidenfriedhofs zwi-
schen Spandauer Schifffahrtskanal und Scharn-
horststraße hat die Ferdinand-von-Quast-Me-
daille, den Berliner Denkmalpreis, erhalten. 
Geehrt wird er für sein Engagement um den 
Erhalt des Friedhofs mit seinen vielen promi-
nenten Gräbern. Zur Restauration und Pflege 
historischer Grabstätten, darunter die des preu-
ßischen Heeresreformers General Gerhard Jo-
hann David von Scharnhorst, investieren die 
ehrenamtlichen Mitglieder des Vereins jedes 
Jahr rund 20 000 Euro aus Spenden. 

	➤ Wettbewerb zur Gestaltung des 
Marx-Engels- und Rathausforums

Ein landschaftsplanerischer Wettbewerb der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung für die 
Neugestaltung des Rathausforums und des 
Marx-Engels-Forums zwischen Alexanderplatz 
und Humboldt-Forum ist Mitte Januar gestartet 
worden. Bewerber sind aufgerufen, eine „Visi-
on des Zielzustandes 2040“ zu entwerfen mit 
„konkreten Umsetzungen“ ab dem Jahr 2024. 
Die Ausschreibung wurde mit einem Budget von  
23 Millionen Euro versehen. Widerstand findet 
der Aufruf bei der Stiftung Zukunft Berlin. Im 
Jahre 2015 hatten sich Zweidrittel der an der 
Kontroverse „Alte Mitte - Neue Liebe?“ betei-
ligten Berliner für den Erhalt der weitflächigen 
Anlage mit Neptunbrunnen ausgesprochen.

	➤ Armutsgefahr für Alleinlebende 
deutlich gestiegen

Die Armutsgefahr für Alleinlebende ist einem 
Bericht der LINKEN-Sozialexpertin Sabine Zim-
mermann zufolge in den vergangenen Jahren 
deutlich gestiegen. Im Jahr 2006 waren 21,7 
Prozent der Singles von Armut bedroht - im 
Jahre 2019 waren es nach Daten der Bundes-
regierung, die die Linksfraktion abgefragt hatte, 
schon 26,5 Prozent. Als armutsgefährdet gilt, 
wer weniger als 60 Prozent des mittleren Netto- 
Einkommens zur Verfügung hat.   

	➤ Berlin bekommt höchstes 
Gebäude Deutschlands

In Berlin beginnen Mitte 2021 die Bauarbeiten 
für ein neues Hochhaus. Mit 175 Metern wird 
der „Estrel Tower“ nicht nur in Berlin das größ-
te Gebäude werden, sondern auch (neben dem 
Fernsehturm natürlich) das höchste in ganz 
Deutschland sein.

	➤ Polizei löste Gottesdienst auf
In Gesundbrunnen hat die Polizei nach eige-
nen Angaben 170 Menschen bei einem Got-
tesdienst angetroffen. Bei diesen handelte es 
sich hauptsächlich um Familien mit Kindern. 
Die Polizei löste die Versammlung auf.
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Wer braucht zum Spazieren eine 
Fahrradtrasse?

Als ich als Kind nach Ost-Berlin kam, 
spazierte man am Wochenende durch 

Schloß- und Bürgerpark. Kriegsbedingt 
ohne den deutschen Mann. Sonnabends 
war Schule, Läden machten mittags zu, 
fünf Pfennig hießen Sechser, dafür gabs 

`ne Schrippe, das Kinderkino kostete 25. 
Mädchen hatten Zöpfe, Sonntagskleider, 
weiße Kniestrümpfe, Hütchen, Jungen 
wurden lange Hosen schnell zu kurz. 
Meine New Yorker Kinderkleidung passte 
nicht zur jungen DDR. Jeans verboten. 
Sonntagsstaat und bürgerliches Flanie-
ren verschwanden auch ziemlich schnell. 

Jetzt erlebe ich, dass die gute Berliner Luft 
wieder was wert ist. Familien, Paare, Kinder, 
Einzelgänger, Radfahrer, Jogger, Hunde zie-
hen coronabedingt an sonnigen Wochenen-
den ziellos durch Tiergarten, Monbijou, Regie-
rungsviertel, Gegenden wie Nordbahnhof und 
Alte Münze, Museumsinsel, Linden, Schloss- 
umfeld, Friedhöfe, Spiel- und Sportplätze, 
Spreeufer, Kanäle, Brücken, Brandenburger 
Tor, Marienkirche, Rotes Rathaus, Nikolaivier-
tel… Gesucht wird die verlorene innerstäd-
tische Nähe. Fontane schreibt davon, auch 
über die Friedrichstraße, Sitte und Brauch. In 

der jetzigen „Berliner Zeitung“ misstraut Ar-
chitekt Wolf R. Eisentraut historisch, logisch 
und emphatisch dem jetzigen Autofahrverbot, 
auch wegen fehlender „stadträumlicher Qua-
lität für fußgehende Menschen“. Für ihn ein 

„missglücktes städtebauliches Provisorium“, 
er mutmaßt hinter der „bequemen und stö-
rungsfreien Fahrradtrasse“ geifernde politi-
sche Strategen. Auf der Friedrichstraße, in 
einst schmucken Nebenstraßen, auf Gendar-
menmarkt, Potsdamer Platz - nirgends Anrei-
ze auf Augenhöhe. Kann Eisentrauts „Men-
schenstadt“ der bürokratisch philisterhaften 
Stadt(bau)politik Sympathien abringen? Im-
merhin wächst an nördlicher Friedrich- und 
westlicher Oranienburger privat, offiziell 
eher ungeliebt, das Tacheles-Baukunstwerk 
verquer, mit kleinen, großen Häusern, Zwi-
schengassen, Durchgängen, Denkmalschutz. 
Die konventionelle Moderne wirkt teuer, Bau-
grund verengt, durch den Bauzaun sieht man 
dennoch Menschenmaß, absehbar sind Ge-
schäfte, Cafés, Restaurants, Schaufenster, 
Unterhaltung. Hier werde ich gehen, sitzen, 
lesen, essen, gesehen. Mit Postfuhr- und Te-
legrafenamt, Hackescher Markt, Museums-
insel, Schloss, Spreeufer fegt sich hier eine 

neue alte Mitte. Die einst ehrwürdige Fried-
richstraße, a-historisch halbiert, teils autofrei, 
passt trotz Friedrichstadtpalast leider noch 
nicht ins Bild. 

Irene Runge

Knuddeln wenigstens auf Litfaßsäulen

Zustimmung für wachsende 
Rüstungsausgaben?
„Deutschland muss mehr tun“, forderte 
Verteidigungsministerin Annegret 
Kramp-Karrenbauer jüngst in einer Rede 
in der Universität der Bundeswehr in Ham-
burg, „wenn wir vom Konsens über mehr 
Verantwortung zu einem Konsens des 
konkreten Handelns kommen wollen“. Und 
genau dafür brauche man die Zustimmung 
der Bürger, eben der Steuerzahler.

Die zurückgetretene CDU-Vorsitzende be-
gründet damit gleichzeitig die Ende 2020 vom 
CDU-SPD-beherrschten Bundestag beschlos-
sene Erhöhung des Wehretats auf 46,93 Mil-
liarden Euro, eine Steigerung um 1,28 Milli-
arden. Offensichtlich ist doch das Streben, 
mit militärischer Stärke die führende Rolle 
in Europa auszubauen und dafür zu sorgen, 
„dass Europa für die USA ein starker Part-
ner auf Augenhöhe wird und bleibt und kein 
hilfsbedürftiger Schützling“. Das werde aber 
nur funktionieren, wenn Deutschland, wenn 
Europa selbst mehr für ihre Sicherheit tun. 

Also Sicherheit laut Kramp-Karrenbauer 
durch mehr militärische Stärke. Mit diesem 
strategischen Ziel hat Deutschland in der 
Geschichte die Welt in zwei gewaltige Ver-
derben mit Abermillionen Toten gestürzt. 
Es reicht nicht aus, dass die SPD-Frakti-
on die Bewaffnung der Bundeswehr mit 
Kampfdrohnen vorerst blockiert und da-
mit friedenspolitische Glaubwürdigkeit ge-
winnen will. Eindeutig und unwiderlegbar 
aber ist und bleibt DIE LINKE die Partei des 
Friedens, kämpft für konsequente Abrüs-
tung, das Verbot von Waffenexporten und 
gegen die Teilnahme an Kriegseinsätzen. 
Die immensen zusätzlichen Ausgaben für 
die „Sicherheit“ müssten vielmehr für das 
Gesundheitswesen, bessere Bezahlung der 
Pflegekräfte, für die Bildung und höhere 
Mindestlöhne ausgegeben werden. Das 
sollte im Superwahljahr 2021 eindeutig 
die Zustimmung der Bürger finden.

peur

Wahlkreisbüro Tobias Schulze, 

Mitglied des Abgeordnetenhauses 

Tegeler Str. 39 

13353 Berlin – Wedding 

Tel.: 030 – 547 13 449 

Bus 142 Kiautschoustraße, S- und U-Bahn-

hof Wedding, U-Bahnhof Amrumer Straße

Während der Öffnungszeiten telefonisch  

erreichbar.

Öffnungszeiten:

Dienstag, Mittwoch und Donnerstag  

10 – 16 Uhr 

Und nach Vereinbarung!

Per Mail, Facebook, Twitter erreichbar.

buero.schulze@linksfraktion.berlin

www.facebook.com/TobiasSchulzeLINKE

www.tobiasschulze.berlin

Twitter: @sprengbuero
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Das Parlament redet in Zukunft mit bei der 
Pandemiebekämpfung
Die Eindämmung der Corona-Pandemie 

beschäftigt die Politik seit fast einem 
Jahr. Solche Krisenzeiten seien Zeiten 
der Exekutive, hieß es oft. Und in der Tat 
wurden die wichtigsten Entscheidungen 
zwischen Ministerpräsident:innen und der 
Kanzlerin in kleinen und kleinsten Runden 
vorbereitet und im Senat umgesetzt. Auch 
wenn vieles wegen Durchstechereien an 
die Presse nicht geheim bleibt, so sind 
diese Entscheidungswege der Exekutive 
im Kern doch vertraulich. Im Frühjahr 
konnten es viele noch nachvollziehen, 
dass bei der Dynamik der notwendigen 
Entscheidungen nicht jedes Mal das Par-
lament vorher befasst werden konnte. 
Seitdem sind jedoch einige Monate ver-
gangen und die Politik hat Erfahrungen 
gesammelt. Die zweite Welle war abseh-
bar und von vielen Wissenschaftler:innen 
vorhergesagt. Von Überraschung konnte 
im Oktober und November keine Rede 
mehr sein. 

Die demokratischen Fraktionen des Abge-
ordnetenhauses hatten sich bereits im Mai 
vergangenen Jahres auf den Weg gemacht, 
die Beteiligung des Parlaments bei der Pan-
demiebekämpfung gesetzlich zu regeln. Denn 
der Ort der öffentlichen Debatte über Geset-
ze und Regeln für unser Zusammenleben ist 

und bleibt das Parlament. Und wo könnte 
diese Debatte notwendiger sein als bei so 
einschneidenden Beschränkungen wie im 
Shutdown, den wir auch gerade wieder er-
leben? Zu Recht forderten Bürgerinnen und 
Bürger ein, dass Richtung und Ziel der Pande-
miebekämpfung stärker öffentlich diskutiert 
und so mehr Transparenz über Alternativen 
hergestellt werden sollten. Und nicht zuletzt 
sind es die gewählten Abgeordneten, die vor 
Ort präsent sind und als Ansprechpartner:in-
nen für die Landespolitik wahrgenommen 
werden.

Bei der Schaffung des Gesetzes galt es 
also zwei Ziele auszubalancieren: einerseits 
mussten Senat und Bezirke in schneller Frist 
handlungsfähig bleiben, andererseits soll-
ten wichtige Grundlinien der Krisenpolitik im 
Parlament diskutiert und auch abgestimmt 
werden. Und so führen wir mit dem Gesetz 
einen Zustimmungsvorbehalt für besonders 
tiefgreifende Grundrechtseingriffe, wie et-
was beim Versammlungsrecht oder bei Auf-
enthaltsbeschränkungen, ein. Hier muss das 
Abgeordnetenhaus explizit vor Inkrafttreten 
der entsprechenden Verordnung zustimmen. 
Aber auch alle anderen Infektionsschutzver-
ordnungen kann sich das Landesparlament 
auf den Tisch ziehen, beraten und im Zweifel 
ablehnen. Und nicht zuletzt: wir geben dem 

Senat auf, die unterschiedlichen sozialen Le-
benslagen und Betroffenheiten bei seinen 
Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung zu 
berücksichtigen und diese Abwägungen auch 
transparent zu machen. 

Auch wenn die Verhandlungen zum Ge-
setz sich bis zum Dezember letzten Jahres 
streckten, ist es doch ein großer Erfolg, dass 
das Gesetz nun beschlossen wurde. Mit der 
Veröffentlichung im Amtsblatt tritt es in Kraft 
und wir haben der Demokratie ein Stück 
mehr Freiraum verschafft.  

Tobias Schulze (Stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender der LINKEN  

im Abgeordnetenhaus) 

Vor 70 Jahren, am 27. Februar 1951 ...
 ... wurden in der BRD die KPD, die FDJ, 
die Nationale Front und die VVN als 
verfassungswidrig eingestuft. Der ent-
scheidende Grund hierfür war deren 
konsequenter Kampf gegen die Wieder-
bewaffnung Westdeutschlands. Seit 1950 
fanden Geheimverhandlungen zwischen 
der Adenauer-Regierung und der US-Tru-
man-Administration über die Aufstellung 
westdeutscher Streitkräfte statt. 

Bis zur Gründung der Bundeswehr und 
dem Eintritt der BRD in die NATO dauerte 
es nur noch fünf Jahre. Mein Vater arbeitete 
in dieser Zeit bis zu ihrem Verbot am 17. Au-
gust 1956 im Parteivorstand der KPD. Das 
erste politische Ereignis für mich im Ruhr-
gebiet Geborene war eine Demonstration. 
Der Platz, auf dem sich die Demonstranten 

befanden, wurde plötzlich von berittener, 
prügelnder Polizei angegriffen. Mein Vater 
nahm mich auf den Arm und meine Eltern 
rannten mit mir eine Treppe hinunter. Spä-
ter erfuhr ich, dass auf dieser Demonstra-
tion gegen die Wiederbewaffnung am 11. 
Mai 1952 Philipp Müller erschossen wurde. 

Als die Bundeswehr gegründet wurde, 
ging ich in die dritte Klasse. Meine Klassen-
lehrerin war ehemals die Vorsitzende der 
NS-Frauenschaft im Ort, und Väter meiner 
Mitschülerinnen und Mitschüler, die in der 
Wehrmacht als Offiziere und Unteroffiziere 
gedient hatten, wurden im früheren Rang 
in die Bundeswehr aufgenommen. Ein Mäd-
chen aus meiner Klasse, sie war mit ihren 
Eltern aus der DDR gekommen, erzählte 
stolz, ihr Vater sei SS-Oberscharführer 

gewesen und nun wieder Feldwebel. Heu-
te frage ich mich manchmal, wie mein Vater, 
der in zwei Konzentrationslagern gequält 
wurde, und meine Mutter, eine Holocaust- 
überlebende, diesen Sumpf ertrugen. All 
das kam mir nach der Luxemburg-Lieb-
knecht-Demonstration am 10. Januar 2021 
wieder in den Sinn, nachdem Teile des Auf-
zuges von der Polizei brutal zusammenge-
prügelt wurden. Weil Mitglieder der FDJ 
Blauhemden und Fahnen getragen haben, 
wurde ein Anfangsverdacht wegen des Zei-
gens von Symbolen verfassungswidriger 
Organisationen konstruiert. Im Osten gab 
und gibt es kein FDJ-Verbot. Wie heißt es 
doch in Lessings „Nathan der Weise“: „Tut 
nichts! Der Jude wird verbrannt.“

Ellen Brombacher

Aus dem Abgeordnetenhaus



Seite 8   |  mittendrin Februar 2021 DIE LINKE Berlin Mitte

Die Überschrift klingt in der Pandemie 
wie ein Menetekel: das LETZTE! Dabei 

stehen wir erst am Anfang der zweiten 
Welle. Die soll aber in England, Irland und 
Portugal das dreifache Tempo haben – 
liest man. Und just in dieser Phase bin 
ich – per Spritze – befördert worden 
vom „wartenden Grufti“  zum „schnellen 
Brüter“. Als Risiko-Mensch mit chroni-
schen Gebrechen müsste ich dankbar 
sein, weil schnelle Hilfe die Beste sein 
kann. Soll aber für alle gelten. 

Daher wird alles mit großem Aufwand 
an Kraft und Geld in den zentralen Impf-
stellen organisiert. Doch erst waren die 
Masken knapp, dann die Schutzkleidung 
für den Nahkampf in den Intensivstationen, 
dann die Schnelltests … dann der Impfstoff 

… nun soll es dreierlei geben. Da sind aber 
Notzulassungen mit weniger Probanden 
bei. So ist nun der endlose Impfacker mit 
vielen Fragezeichen gespickt, was Angst 
und Wut schürt. 

Möchten Sie Gesundheitsminister sein? 
Ich nicht! Die Infektionszahlen gehen zwar 
zurück, doch mit den neuen Varianten der 
Viren wachsen die Opferzahlen. Niemand 
hat erprobte Impfstoffe für Milliarden Men-
schen in der Tasche. Uns rettet nur, die 
Zahl der Kontakte zu drosseln mit Abstand, 
Maske, Handschutz und Frischluft. 

Zuerst müssen die falschen Meinungen 
der Ignoranten weichen: „Der Markt wird 
es richten“. Der Markt hat Hinrichten bes-
ser drauf als Solidarität. Der Staat muss 
das Gemeinwohl sichern! Da liegen aber zu 
viele Vollmachten bei den Landesfürsten. 
Die stehen im Wahlkampf und brauchen 
Luftballons.  Da müssen die Parlamente 
Nachhilfe geben. Die Pharma-Produzen-
ten wittern Maximalprofite – die Armen 
aller Völker wickeln sich in Wolldecken ein 

… Kein Wunder, wenn uns Mutter Erde alle 
ausspucken will … Quatsch: Lieber einen 
Latz im Gesicht als einen Zettel am Zeh! 
Wir schaffen das!� Arthur Paul

Das is t  Das  is t  
� das  Letz te� das  Letz te
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Corona-Pandemie verschärft 
soziale Situation armer Menschen

Die aktuelle Corona-Pandemie trifft 
nicht alle Menschen gleich. Arme Men-

schen und Transferbezieher:innen sind 
sehr viel stärker als Reiche und Superrei-
che von den ökonomischen Auswirkungen 
der wirtschaftlichen Krise betroffen. Bei 
den Armen droht große Not. Eine Reihe 
von Leistungen wie Lebensmittelhilfen 
von Tafeln und kostenfreies Schulessen 
gibt es in der Pandemie nicht. Das war 
für einen Teil der armen Schüler:innen 
die einzige sichere Mahlzeit.

Während Geschäftsbetreiber:innen und 
ihre Beschäftigten, Künstler, Frisöre und 
sonstige Solo-Selbständige ohne ökonomi-
sche Perspektiven einer weiteren Verlänge-
rung des Herunterfahrens des öffentlichen 
Lebens mit massiver Existenzangst entge-
gensehen, gehen die ökonomischen Eliten 
schadlos durch die Krise. Der Deutsche Ak-
tienindex (DAX) hat trotz Rückgang der Wirt-
schaft mitten in der Krise die 14 000-Marke 
überschritten. Die Vermögen in Aktienbesitz 
sind massiv angewachsen. Deshalb fordert 
DIE LINKE zur Finanzierung der Kosten der 
Corona-Krise eine Vermögensabgabe. Die 
ca. 400 000 Besitzer von Vermögen über 
2,5 Mio. Euro in Deutschland sollen einen 
gerechten Beitrag zur Finanzierung der Kri-
se leisten.

Dazu stehen im krassen Gegensatz ob-
dachlose Menschen in Berlin. Sie haben kein 
Zuhause, wo sie in der gegenwärtigen Krise 
bleiben können. Von regelmäßigem Hände-
waschen ganz zu schweigen, sind ihre Mög-
lichkeiten zur Körperpflege grundsätzlich 
sehr eingeschränkt. Aktuell ist ein Teil des 
Angebots für sie weggebrochen. In der kal-
ten Jahreszeit besonders wichtige Möglich-
keiten wie warmes Essen und längeres Auf-
wärmen stehen nicht zur Verfügung. Beim 
Impfen ist zu befürchten, dass Obdachlose 
die Letzten sein werden. 

Die Berliner Sozialsenatorin Elke Breiten-
bach (DIE LINKE) hat sich der Menschen in 
Obdachlosigkeit angenommen und versucht 
trotz Corona zu helfen. Neben dem wichtigs-
ten Ziel, dem Verlust der Wohnung frühzeitig 
entgegenzuwirken und eine Obdachlosigkeit 
erst gar nicht entstehen zu lassen, soll auch 
den derzeit Betroffenen geholfen werden. 
Die Sozialverwaltung in Berlin nimmt viel 
Geld in die Hand, um die Menschen von der 
Straße zu holen. Die Summe von ca. 300 
Mio. Euro wird pro Jahr in Berlin für die ge-
schätzten 50 000 Menschen ohne eigene 
Wohnung verwendet. Aber statt pro Tag 70 
Euro an Notunterkünfte zu zahlen, sollten 
wir den Familien lieber eine eigene Wohnung 
finanzieren. Das wäre für die Betroffenen 
besser und für die Gesellschaft preiswerter. 

Damit es in der Frage eine längerfristi-
ge Verbesserung gibt, braucht Berlin mehr 
bezahlbaren Wohnraum. Das sichert nur 
eine starke LINKE in der nächsten Berliner 
Regierungskoalition. 

Thomas Licher

Wir gratulieren im Februar  
zum Geburtstag!

Kostenlose Sozial-  
und Mieterberatung

der Linksfraktion in der BVV und des  
Bezirksvorstandes der Partei DIE LINKE –  
mit Rechtsanwalt André Roesener 
an jedem ersten Mittwoch des Monats  
von 17.00 bis 19.00 Uhr im  
Nachbarschaftszentrum 
„Bürger für Bürger“ der Volkssolidarität, 
Brunnenstr. 145, 10115 Berlin – und
an jedem dritten Mittwoch des Monats   
im Kreativhaus, Fischerinsel 3,  
10179 Berlin.
an jedem ersten, dritten und fünften 
Mittwoch des Monats 
kostenlose Beratung zu Sozialrecht  
(Hartz IV) sowie Familien-, Miet- und  
Arbeitsrecht durch die Rechtsanwälte
Nina Jenny Soest und Christian Wisch
von 17.00 bis 19.00 (keine Anmeldung  
erforderlich)
LinksTreff, Malplaquetstr. 12, 13347 Berlin, 
Tel.: 28705751

zum 97.	 Georg Pfeuffer
zum 94.	 Eva Gumpel,  
zum 92.	 Edith Kehr 
zum 91.	 Karl Seidel,  
	 Hans-Christian Teubner
zum 89.	 Katharina Prosetzky
zum 88.	 Erna Funk, Ulla Plener,  
	 Hildegard Rutekolk,  
	 Günter Fuhrmann
zum 87.	 Werner Vogel
zum 86.	 Günter Poppe
zum 85.	 Käthe Wetzel,  
	 Rolf Richter
zum 84.	 Rosemarie Giese,  
	 Helmut Möller,  
	 Siegfried Wein
zum 82.	 Ruth Mütze


